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Neue Rahmenbedingungen für 
Verbraucher
Wie funktioniert das neue Verfahren der Verbandsklage? 

Die neuen Rahmenbedingungen für Verbraucher bieten allen Verbrauchern in Europa neue und 
wirksamere Abhilfemaßnahmen, wenn ihre Rechte nicht respektiert werden. Das nächste Mal, wenn ein 
Skandal, der dem Dieselskandal1ähnelt, auftritt, werden die EU-Mitgliedstaaten besser dafür gerüstet sein.

Aktuell: eingeschränkte Abhilfemaßnahmen
Derzeit zögern einzelne Verbraucher, Maßnahmen zu ergreifen, wenn ihre Rechte verletzt werden, 
da die Verfahren zur Erlangung einer Entschädigung kostspielig und langwierig sein können, was 
sich nicht immer lohnt, insbesondere wenn der Schaden gering ist. 

Derzeit ermöglicht es die Unterlassungsrichtlinie einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde, eine 
Praxis zu unterbinden, die gegen die Verbraucherschutzvorschriften verstößt. Solche Unterlassungen 
geben den geschädigten Verbrauchern jedoch nicht die Möglichkeit, gleichzeitig die Beseitigung der 
fortdauernden Auswirkungen des Rechtsverstoßes, wie zum Beispiel Schadensersatz zu erwirken. 
Die Behörden sind nicht immer in der Lage, wirksam gegen schädigende Geschäftspraktiken 
vorzugehen. Deshalb können einige Verstöße gegen Verbraucherrechte, die Tausende oder sogar 
Millionen von Verbrauchern betreffen können, nicht wirksam bekämpft werden.

Individuelle und kollektive Stärkung der Verbraucher mit den 
neuen Rahmenbedingungen
Die neuen Rahmenbedingungen für Verbraucher werden dies ändern. Verbraucher können ihre 
Rechte nicht nur einzeln, sondern auch durch Kollektivmaßnahmen geltend machen und gleichzeitig 
Klage auf Abhilfemaßnahmen erheben, um zum Beispiel den ihnen zustehenden Schadensersatz, 
zu erhalten.

Verbandsklagen können durch qualifizierte Einrichtungen wie Verbraucherschutzorganisationen 
oder unabhängige öffentliche Stellen im Namen aller betroffenen Verbraucher eingeleitet werden. 
In einigen Mitgliedstaaten ist dies bereits der Fall; nun wird dieser starke Schutzmechanismus auf 
alle Verbraucher in der EU ausgeweitet.

1 Die vorgeschlagene Richtlinie würde allerdings nicht rückwirkend für Verstöße gelten, die vor ihrem Inkrafttreten begannen, also zum Beispiel für den derzeitigen 

Dieselskandal.

https://twitter.com/verajourova
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• Weitere abgedeckte Wirtschaftsbereiche:

Mit den neuen Rahmenbedingungen für Verbraucher ist der Zugang zu kollektiven 
Rechtsdurchsetzungsverfahren in allen Bereichen möglich, die für Verbraucher von Bedeutung sind, wie 
zum Beispiel Finanzdienstleistungen, Verkehr, Energieversorgung, Telekommunikation, Gesundheit und 
Umwelt.

• Wirksamere grenzüberschreitende Klagen:

Grenzüberschreitende Klagen könnten wirksamer werden, da Einrichtungen, die Verbraucher aus 
verschiedenen Mitgliedstaaten vertreten, ihre Kräfte in einer einzigen Verbandsklage bündeln können.

• Klarere und einfachere Vorschriften in der gesamten EU:

Die zuständigen Einrichtungen können Unterlassungs- und Rechtsdurchsetzungsverfahren einfacher 
und schneller einleiten.

• Verschiedene Abhilfemöglichkeiten:

▶ �Abhilfe kann auf verschiedene Wege erreicht werden, zum Beispiel durch Entschädigung, Reparatur, 
Ersatz, Preisminderung, Rückerstattung oder Vertragskündigung.

▶ �Die zuständigen Einrichtungen können mit dem Unternehmen einen Vergleich über die Wiedergutmachung 
für Verbraucher aushandeln. Ein Gericht müsste dann dem ausgehandelten Vergleich zustimmen.

• Gestärkte Verbraucher:

▶ �Ein Händler, der erwiesenermaßen gegen die Verbraucherrechte verstößt, muss die betroffenen 
Verbraucher ordnungsgemäß über eine endgültige gerichtliche Entscheidung und die erforderlichen 
Schritte zur Inanspruchnahme von Abhilfemaßnahmen informieren.

▶ �In einigen Fällen können Verbraucher die endgültige gerichtliche Entscheidung bzw. die Feststellung, 
dass die Geschäftspraktiken eines Unternehmens rechtswidrig sind, auch als Grundlage nutzen, um in 
ihrem eigenen Fall ihre Rechte einzufordern. Dies kann direkt mit einem Händler oder gegebenenfalls 
über eine eigene Folgeklage geschehen, auch in anderen Mitgliedstaaten.

Schutzmaßnahmen gegen missbräuchliche Rechtsstreitigkeiten

Dank zahlreicher Schutzmaßnahmen zur Verhinderung eines Missbrauchs des Verfahrens werden 
sich die EU-Verbandsklagen von Sammelklagen in den USA unterscheiden. So gilt zum Beispiel für 
EU-Verbandsklagen:

• �Nur qualifizierte Einrichtungen wie Verbraucherschutzorganisationen und unabhängige öffentliche 
Stellen, die von den EU-Mitgliedstaaten nach strengen Kriterien bestimmt werden, können eine Klage 
einreichen. Rechtsanwaltskanzleien haben diese Möglichkeit nicht.

• �Qualifizierte Einrichtungen, die Verbraucher vertreten, müssen strenge Transparenzvorschriften im 
Hinblick auf ihre Finanzierungsquellen und insbesondere auf die Mittel einhalten, die für 
die Einreichung einer bestimmten Verbandsklage verwendet werden. Nationale Gerichte oder Behörden 
können beurteilen, ob die qualifizierte Einrichtung stark genug ist, um die Kosten einer erfolglosen Klage 
zu tragen oder ob ein Interessenkonflikt vorliegen könnte. So sollte zum Beispiel ein Unternehmen nicht 
in der Lage sein, mithilfe einer qualifizierten Einrichtung Klage gegen einen Wettbewerber zu erheben.
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Verstoß gegen EU-Recht, wodurch kollektive 
Verbraucherinteressen verletzt werden.  

Zum Beispiel in den Bereichen Fahrgastrechte, 
Datenschutz, Finanzdienstleistungen oder 
Behauptungen zum Umweltschutz.

In der Praxis:

Die qualifizierte Einrichtung leitet eine 
Verbandsklage im Namen der Verbraucher ein

Das Gericht/die Behörde erlässt eine einstweilige 
Verfügung, mit der die Rechtsverletzung 
gestoppt, untersagt und/oder festgestellt wird.

D a s  G e r i c h t / d i e  B e h ö r d e  o r d n e t 
Abhilfemaßnahmen an oder stimmt dem 
Vergleich zwischen der qualifizierten Einrichtung 
und dem Unternehmen zu.

Das Unternehmen informiert die Verbraucher über 
die Rechtsverletzung und Abhilfemaßnahmen.

Verbandsklagen können für 
Verbraucher auch bei nachfolgenden 
Einzelklagen von Vorteil sein:
Wenn ein Fall sich nicht für Abhilfemaßnahmen 
eignet, weil es zum Beispiel zu komplex wäre, den 
Schaden für die einzelnen Verbraucher zu bemessen, 
sollte es in Ausnahmefällen möglich sein, dass eine 
qualifizierte Einrichtung eine Verbandsklage auf 
Unterlassungsanordnung einreicht, wodurch der 
Rechtsverstoß festgestellt würde.

Das Gericht erlässt ein Feststellungsurteil  dass 
der Händler gegen das Gesetz verstoßen hat 
und den Verbrauchern gegenüber haftbar ist

Von diesem Gesetzesverstoß betroffene 
Verbraucher können diese Entscheidung als 
Grundlage verwenden, um in ihrem eigenen 
Fall direkt vom Unternehmen oder über eine 
Einzelklage Abhilfemaßnahmen zu erlangen.



Beispiel 2 

Ein Telekommunikationsunternehmen hatte seine Kunden nicht deutlich darauf hingewiesen, dass es eine 
Änderung ihrer monatlichen Verrechnungssätze vorgenommen hatte.  In der Folge wurde Kunden 1,5 Jahre 
lang ein zu hoher Satz in Rechnung gestellt. Der Einzelschaden der betroffenen Verbraucher lag zwischen 50 
und 500 EUR und die Summe der unrechtmäßigen Gewinne, die der Händlers durch diese Praxis erzielt hatte, 
betrug 30 Mio. EUR. 

Die neuen Rahmenbedingungen für Verbraucher führen dazu, dass eine qualifizierte Einrichtung, selbst 
wenn die Verbraucher nicht bemerken, dass ihre Rechte verletzt worden sind, eine Verbandsklage einreichen 
kann, um die unlautere Praxis zu unterbinden und für die betroffenen Verbraucher Abhilfe zu verlangen. Die 
den Verbrauchern zustehende Entschädigung kann vom Gericht oder der Verwaltungsbehörde angeordnet 
werden oder einvernehmlich zwischen der qualifizierten Einrichtung und dem Unternehmen geregelt werden.  

Ein Beispiel dafür, wie Abhilfemaßnahmen für Verbraucher funktionieren könnten:

In dem so genannten Dieselskandal führte ein Autohersteller Tausende von Verbrauchern in die Irre, indem er 
Fahrzeuge verkaufte, welche die nach geltendem EU-Recht vorgeschriebenen Abgasnormen nicht erfüllten. Dies 
schädigte Verbraucher, die Fahrzeuge auf der Grundlage irreführender Informationen über das Umweltverhalten 
und den Kraftstoffverbrauch gekauft hatten und die zudem nach dem Ausbruch des Dieselskandals einen 
niedrigeren Wiederverkaufswert hinnehmen mussten.

Derzeit kann eine Verbraucherschutzorganisation nur im Namen von Verbrauchern tätig werden, um eine 
Unterlassung zu erwirken und eine anhaltende Verletzung der Verbraucherrechte zu verhindern. Verbraucher 
können nur kostspielige und komplizierte Einzelklagen einreichen, um Anspruch auf Schadensersatz zu erlangen.

Wären die im Zuge der neuen Rahmenbedingungen für Verbraucher vorgeschlagenen 
Vorschriften zum Zeitpunkt des Dieselskandals in allen Mitgliedstaaten in Kraft gewesen, hätten 
Verbraucherschutzorganisationen oder unabhängige öffentliche Stellen Verbandsklagen gegen einen Hersteller 
einreichen können, der fälschlicherweise behauptet, die Zulassungs- oder Umweltvorschriften einzuhalten, und 
somit Verbraucher in die Irre führt. Betroffene Verbraucher hätten dadurch die Möglichkeit gehabt, Abhilfe zu 
verlangen.

Das Gericht oder die Verwaltungsbehörde würde die Beurteilung der Ansprüche auf Wiedergutmachung 
nach den nationalen Vorschriften vornehmen, insbesondere die Frage, ob die Verbraucher Anspruch auf 
Wiedergutmachung für den erlittenen Schaden haben und welche Art der Wiedergutmachung ihnen zusteht 
(z. B. Entschädigung, Reparatur usw.). Alternativ dazu könnten der Autohersteller und die Einrichtung, die 
die Klage eingeleitet hat, einen Vergleich über die Wiedergutmachung schließen, dem das Gericht oder die 
Verwaltungsbehörde zustimmen müsste.

Unmittelbar nach der Erteilung eines Abhilfebescheids oder der Feststellung eines Vergleichs müsste das 
Unternehmen alle betroffenen Verbraucher informieren und erklären, welche Schritte diese Verbraucher für 
eine Entschädigung unternehmen müssen.

Selbst wenn Verbraucher aus anderen Mitgliedstaaten nicht in die Klage einbezogen wären, könnten sie die 
endgültige Entscheidung ihrem nationalen Gericht oder ihrer Verwaltungsbehörde als Nachweis für einen 
bestehenden Gesetzesverstoß vorlegen und in ihrem eigenen Fall Abhilfe verlangen.


